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Stellt das Gericht allerdings bei arbeitsrechtlichen Scha­
denersatzverpflichtungen fest, daß diese bereits erfüllt sind, 
ist als eine Besonderheit der arbeitsrechtlichen materiellen 
Verantwortlichkeit zu beachten, daß § 265 Abs. 2 AGB die 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit vor der 
Konfliktkommission bzw. der Kammer für Arbeitsrecht des 
Kreisgerichts oder im Strafverfahren zwingend fordert, aus­
genommen sind Schäden bis zu 10 Prozent des monatlichen 
Tariflohns des Werktätigen, wenn dieser sich schriftlich zum 
Schadenersatz verpflichtet hat. Daraus leitet sich die Pflicht 
zur Entscheidung über die materielle Verantwortlichkeit in 
einem Verfahren auch für den Fall ab, daß der Schaden zwi­
schenzeitlich teilweise oder im vollen Umfang beglichen 
wurde. Zutreffend ist daher, den Werktätigen unter Angabe 
des gesamten Betrags zum Schadenersatz zu verurteilen, zu­
gleich aber in den Urteilsspruch aufzunehmen, daß und in 
welcher Höhe er darauf Zahlungen geleistet hat.2 Damit wird 
die Erfüllung der Schadenersatzverpflichtung als eine für die 
Beziehungen zwischen Straftäter und Geschädigtem erheb­
liche Tatsache rechtswirksam gerichtlich festgestellt.

Arbeitsrechtliche Schadenersatzansprüche sind demzu­
folge im Strafverfahren, wenn es durch Urteil oder gericht­
lichen Strafbefehl abgeschlossen wird, stets Gegenstand einer 
gerichtlichen Entscheidung mit Rechtskraftwirkung. Ebenso 
verhält es sich mit zivil- oder LPG-rechtlichen Schadener­
satzansprüchen, die in der im Strafverfahren ausgespro­
chenen Entscheidung ganz oder teilweise zuerkannt oder als 
unbegründet abgewiesen werden.

Wird dagegen der im Strafverfahren gestellte zivil- oder 
LPG-rechtliche Schadenersatzantrag zurückgenommen, dann 
kommt in diesem Verfahren keine Entscheidung mit Rechts­
kraftwirkung über den geltend gemachten Anspruch zu­
stande. Demzufolge findet hier auch nicht die Regelung des 
§ 31 Abs. 1 Ziff. 5 ZPO Anwendung, wonach eine Verhand­
lung und Entscheidung zur Sache nicht erfolgen darf, wenn 
über denselben Anspruch bereits eine rechtskräftige Ent­
scheidung oder verbindliche gerichtliche Einigung vorliegt.

Die Entscheidung über einen Schadenersatzleistungs- oder 
-feststellungsantrag muß so getroffen werden, daß der sach­
liche Wirkungsbereich ihrer Rechtskraft eindeutig bestimmt 
ist. Dieser sachliche Wirkungsbereich richtet sich im Zivil­
prozeßrecht nach dem Gegenstand des Verfahrens, der zu­
gleich den Gegenstand der Entscheidung bildet.3 Stellt in 
einem Zivilrechtsstreit das Gericht fest, daß über denselben 
Anspruch bereits die Strafkammer bzw. der Strafsenat rechts­
kräftig entschieden hat, weist es gemäß § 31 Abs. 1 Ziff. 5 
und Abs. 2 ZPO die Klage, wenn sie nicht zurückgenommen 
wird, als unzulässig ab. Hat der Straftäter z. B. Mitverant­
wortlichkeit des Geschädigten erfolglos geltend gemacht, ist 
eine Klage, mit der er aus dem gleichen Grund bestimmte 
Rückzahlungsforderungen an den Geschädigten stellt, als un­
zulässig abzuweisen.

Eine zutreffende Beurteilung der Rechtskraftwirkung der 
Schadenersatzentscheidung im Strafurteil setzt vor allem eine 
exakte Tenorierung, eindeutige Angaben zum Gegenstand 
der Entscheidung (z. B. detaillierte Schadensbeträge) sowie 
die Angabe der insoweit zugrunde gelegten Rechtsnormen 
und der vollständigen rechtlichen Gründe der Entscheidung 
voraus.

Mit der Rücknahme eines zivil- oder LPG-rechtlichen 
Schadenersatzantrags entfällt im Strafverfahren nicht die 
Notwendigkeit, zu diesem Gegenstand bestimmte Feststel­
lungen zu treffen. Es bleibt selbstverständlich die Verpflich­
tung des Gerichts gemäß § 222 Abs. 1 StPO bestehen, als 
Grundlage seiner Entscheidung über die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit u. a. den entstandenen Schaden festzustellen. 
Diese Feststellung hat sich gemäß § 242 Abs. 1 StPO aus den 
Urteilsgründen zu ergeben. Ebenso verhält es sich mit den 
Feststellungen, die das Gericht nach den gleichen Rechtsvor­
schriften zum Verhalten des Angeklagten nach der Tat zu 
treffen hat. Das umfaßt nach § 61 Abs. 2 StGB Anstrengun­
gen des Angeklagten zur Beseitigung bzw. zum Abbau der 
schädlichen Auswirkungen der Straftat.4 Das Gericht hat 
demzufolge in den Urteilsgründen auch anzugeben, wie und 
in welchem Umfang der Angeklagte seiner Verpflichtung zur 
Wiedergutmachung des Schadens bereits nachgekommen ist.

Diese strafrechtlichen Anforderungen müssen mit den 
hier dargelegten Problemen des zivil- und LPG-rechtlichen 
Schadenersatzes im Zusammenhang gesehen werden. Oft er­
ledigen sich solche im Strafverfahren geltend gemachten An­
sprüche zwar mit der Rücknahme des Schadenersatz­
antrages, z. B., wenn der Eigentümer seinen Herausgabe­
anspruch nach § 33 ZGB verwirklichen konnte und ihm wei­
ter kein Schaden entstanden ist. Es kommt jedoch auch vor, 
daß Schadenersatzansprüche bzw. -leistungen erneut Gegen­
stand gerichtlicher oder außergerichtlicher Auseinanderset­

zungen werden. Die Möglichkeiten reichen bis zu solchen 
Fällen, in denen im abgeschlossenen Strafverfahren Scha­
denersatz geleistet und der Schadenersatzantrag zurückge­
nommen worden war, aber vom Verurteilten später Rück­
forderungen erhoben werden. Daher gilt es, im Strafverfah­
ren sorgsam zu beachten, daß in späteren Zivilverfahren aus 
vorherigen gerichtlichen Entscheidungen „einzelne Tatsachen 
oder der gesamte Tatsachenkomplex zur Begründung ande­
rer, noch nicht rechtskräftig entschiedener Ansprüche ver­
wendet werden“ können.5 
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Betriebliche Maßnahmen 
bei Pflichtverletzungen im 
Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutz
Die Gewährleistung der Einheit von Produktion, Leistungs­
erhöhung und Arbeitssicherheit erfordert von den Werk­
tätigen in allen Bereichen der Volkswirtschaft, die Arbeits­
disziplin einzuhalten, ihren Arbeitspflichten mit Umsicht 
nachzukommen und überall für die weitere Festigung von 
Ordnung und Sicherheit zu sorgen. Obwohl auch auf diesem 
Gebiet eine positive Bilanz zu verzeichnen ist, gibt es noch 
vereinzelt Pflichtverletzungen, auf die differenziert und wirk­
sam reagiert werden muß.

Bei Pflichtverletzungen im Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutz (GAB) werden im VEB Autobahnbaukombinat 
Potsdam vor allem Maßnahmen der arbeitsrechtlichen dis­
ziplinarischen und materiellen Verantwortlichkeit gemäß 
§§ 252 ff. AGB angewendet. Im Mittelpunkt steht u. a. die 
Auseinandersetzung mit den Werktätigen, die während der 
Arbeit unter Einwirkung von Alkohol stehen. Dabei handelt 
es sich um Verstöße gegen den DDR-Standard TGL 30104 
— Gesundheits- und Arbeitsschutz, Brandschutz; Arbeits­
schutz- und brandschutzgerechtes Verhalten; Allgemeine 
Festlegungen —, die als schuldhafte Arbeitspflichtverletzun­
gen zu werten sind. Gemäß Ziff. 2 dieses Standards gehört 
es zu den Arbeitspflichten eines jeden Werktätigen, wäh­
rend der Arbeit sowie beim Aufenthalt in/auf Arbeitsstät­
ten nicht unter Einwirkung von Alkohol zu stehen und dem 
zuständigen Leiter mitzuteilen, wenn Medikamente oder 
gesundheitliche Beeinträchtigungen die Fähigkeit zur Er­
füllung der Arbeitsaufgaben einschränken können.

Die in unserem Kombinatsbetrieb durchgeführten Diszi­
plinarverfahren zeigen, daß bei diesen Arbeitspflichtver­
letzungen die meisten Werktätigen das Falsche ihres Ver­
haltens einsehen und die ausgesprochenen Disziplinarmaß­
nahmen für gerechtfertigt halten. Das trifft vor allem dann 
zu, wenn der Alkoholgenuß unmittelbar am Arbeitsplatz 
bzw. innerhalb der Arbeitszeit erfolgte und vom Leiter ein­
deutig nachgewiesen wurde.

Weit weniger Einsicht gibt es mitunter noch, wenn es um 
die Beurteilung von Arbeitspflichtverletzungen im Zusam­
menhang mit Restalkohol geht. So hatte beispielsweise ein 
Werktätiger eines Kombinatsbetriebes gegen einen vom Be­
triebsleiter ausgesprochenen strengen Verweis Einspruch bei 
der Konfliktkommission mit der Begründung eingelegt, daß 
er innerhalb der Arbeitszeit keinen Alkohol zu sich genom­
men habe und es sich lediglich um Restalkohol handele. Trotz 
entsprechender Arbeitsschutzbelehrungen war diesem Mit­
arbeiter offensichtlich nicht bewußt, daß der Standard 
TGL 30104 nicht nur den Alkoholgenuß während der Ar­
beitszeit untersagt, sondern fordert, daß ein Werktätiger wäh­
rend der Arbeit nicht unter Einwirkung von Alkohol stehen 
darf. Wird nach unangemessenem Alkoholkonsum während 
der Freizeit die Arbeit mit Restalkohol aufgenommen, stellt 
dies eine schuldhafte Arbeitspflichtverletzung dar. Da in dem 
geschilderten Fall die alkoholische Beeinträchtigung während 
der Arbeit vom zuständigen Leiter mit Hilfe eines Promillor-


